
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Der BGH konkretisiert die Voraussetzungen der Vorsatzanfechtung 
 

- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 
 

BGH, Urteil vom 18.04.2024 – IX ZR 239/22 
 

Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligungsvorsatzes nach § 133 InsO 
 
Schon das römische Recht kannte mit der actio Pauliana eine Klage, die vorinsolvenzliche 
Vermögensverschiebungen im Fall der Insolvenz rückgängig machen sollte; im deutschen Recht regelte 
§ 31 der Konkursordnung von 1877 die Absichtsanfechtung, der im Grundsatz die heutige 
Vorsatzanfechtung nach § 133 der Insolvenzordnung (InsO) nachgebildet ist. 
 
Die Vorsatzanfechtung setzt je nach Art der anzufechtenden Rechtshandlung voraus: 

- eine Rechtshandlung, die entweder höchstens zehn oder höchstens vier Jahre vor dem 
Insolvenzantrag vorgenommen wurde, 

- den Vorsatz des Insolvenzschuldners (Schuldner), seine Gläubiger zu benachteiligen, und 
- die Kenntnis des Anfechtungsgegners von diesem Vorsatz bereits im Zeitpunkt der Vornahme 

der Rechtshandlung. 

Während die erste Voraussetzung meist leicht feststellbar ist, sind der Vorsatz und die Kenntnis hiervon 
häufig sehr schwer nachzuweisen. Bis zu einem Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 06.05.2021 
(IX ZR 72/20) ging die Rechtsprechung davon aus, dass der Schuldner jedenfalls dann mit 
Gläubigerbenachteiligungsvorsatz handelte, wenn er zahlungsunfähig war und dies wusste. Andere 
Möglichkeiten, den Vorsatz nachzuweisen, wurden dadurch nicht ausgeschlossen. 
 
Mit dem erwähnten Urteil vom 06.05.2021 änderte der BGH seine Rechtsprechung, und nimmt 
seitdem an, allein die erkannte Zahlungsunfähigkeit rechtfertige bei sogenannten kongruenten 
Befriedigungen oder Sicherungen (das sind solche, auf die der Gläubiger einen Anspruch hat) für sich 
allein in einer nicht zu vernachlässigenden Zahl der Fälle nicht mit hinreichender Gewissheit den 
Schluss auf den Vorsatz. Dies gelte insbesondere, wenn der Schuldner aus der maßgeblichen Sicht ex 
ante, also zum Zeitpunkt der Rechtshandlung, trotz eingetretener Zahlungsunfähigkeit 
berechtigterweise davon ausgehen durfte, noch alle seine Gläubiger befriedigen zu können. Habe 
allerdings die die Zahlungsunfähigkeit begründende Deckungslücke ein Ausmaß erreicht, das selbst bei 
optimistischer Einschätzung der zukünftigen Entwicklung in absehbarer Zeit keine vollständige 
Befriedigung der bereits vorhandenen und der absehbar hinzutretenden Gläubiger erwarten lasse, 
müsse dem Schuldner klar sein, dass er nicht einzelne Gläubiger befriedigen könne, ohne andere zu 
benachteiligen. Befriedige er in dieser Lage einzelne Gläubiger, handele er deshalb mit 
Gläubigerbenachteiligungsvorsatz. 
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Im Grundsatz trägt der Insolvenzverwalter die Darlegungs- und Beweislast für die Voraussetzungen des 
Tatbestands des § 133 InsO. Lediglich für den Nachweis der Vorsatzkenntnis beim Anfechtungsgegner 
hält das Gesetz eine Beweiserleichterung bereit. Wie weit diese reicht, ist unter anderem Gegenstand 
der Besprechungsentscheidung. 
 
Der zu entscheidende Fall 
 
Der klagende Insolvenzverwalter wurde in dem auf Insolvenzantrag vom 09.01.2015 am 26.02.2016 
eröffneten Insolvenzverfahren über das Vermögen der H-GmbH (Schuldnerin) bestellt. Er nimmt die 
beklagte Bundesrepublik Deutschland (Beklagte) unter dem Gesichtspunkt der Insolvenzanfechtung 
auf Rückgewähr von 20 Einzelzahlungen in Höhe von insgesamt 235.000 € in Anspruch, die die 
Schuldnerin auf Luftsicherheitsgebührenforderungen geleistet hatte. Sie war mit drei Flugzeugen als 
Charter-Fluggesellschaft für Reiseveranstalter tätig und führte Flüge von verschiedenen Flughäfen 
durch. Vor jedem Flug durchsuchten Beamte der Bundespolizei die Fluggäste und deren Gepäck. Dafür 
erhob die für den jeweiligen Flughafen zuständige Bundespolizeidirektion Gebühren nach dem 
Luftsicherheitsgesetz. Zahlstelle für sämtliche Gebührenforderungen war die Bundeskasse. Etwaig 
erforderliche Vollstreckungsmaßnahmen wurden zentral vom Hauptzollamt durchgeführt. Wurde eine 
Gebührenforderung nicht rechtzeitig beglichen, mahnte die jeweilige Bundespolizeidirektion die 
Zahlung an. Blieb die Mahnung erfolglos, übernahm die Bundeskasse die weitere Beitreibung. Waren 
auch die Maßnahmen der Bundeskasse erfolglos, ordnete wiederum die jeweilige 
Bundespolizeidirektion die Vollstreckung an und leitete den Vorgang an das Hauptzollamt weiter. Mit 
den 20 Einzelzahlungen beglich die Schuldnerin in der Zeit vom 25.08. bis zum 14.11.2014 
Gebührenforderungen von vier verschiedenen Bundespolizeidirektionen. 18 Zahlungen wurden an die 
Bundeskasse geleistet, zwei Zahlungen (insgesamt 21.000 €) erfolgten in den letzten drei Monaten vor 
dem Insolvenzantrag an das Hauptzollamt, nachdem dieses der Schuldnerin die Vollstreckung 
angedroht hatte. 
 
Das Landgericht Potsdam hat alle Zahlungen für anfechtbar gehalten. Die Berufung der Beklagten zum 
Oberlandesgericht Brandenburg (OLG) blieb ohne Erfolg. Ihre Revision war teilweise erfolgreich und 
führte zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht, lediglich wegen der Verurteilung zur 
Zahlung der 21.000 € wies der BGH die Revision zurück. 
 
Die Begründung des BGH 
 
Der Anfechtungszeitraum war hier ersichtlich nicht überschritten, sodass es entscheidend auf die 
Feststellung des Vorsatzes und der Kenntnis hiervon ankam. 
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Zum Gläubigerbenachteiligungsvorsatz: 
 
Der BGH akzeptiert die Feststellung des OLG, dass die Schuldnerin im Zeitpunkt aller Zahlungen im 
gesetzlichen Sinne bereits zahlungsunfähig war und dies wusste. Zweifel hegt er hingegen, ob die 
Deckungslücke ausreichend groß gewesen sei, um nach seiner neuen Rechtsprechung auf den Vorsatz 
schließen zu können. 
 
Das OLG habe keine Deckungslücke zwischen dem liquiden Vermögen der Schuldnerin und ihren 
Verbindlichkeiten festgestellt, sondern lediglich auf die Verbindlichkeiten abgestellt. Das reiche nicht. 
 
Vielmehr müssten die Verbindlichkeiten nach Art, (Gesamt-)Höhe, Anzahl und Bedeutung so 
beschaffen sein, dass aus der Sicht ex ante für jeden objektiven Betrachter in der Position des 
Schuldners selbst bei optimistischer Betrachtung unzweifelhaft klar sein müsse, diese würden nicht 
mehr vollständig befriedigt werden können. Das komme etwa Betracht, wenn es sich um 
Verbindlichkeiten handele, welche die erwartbare Schuldendeckungsfähigkeit des Schuldners 
offensichtlich bei weitem übersteigen. Für die Annahme derartiger Verbindlichkeiten könne es 
sprechen, dass diese bis zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht mehr beglichen worden sind. Für 
sich genommen reiche dies jedoch nicht. Es müsse sich vielmehr um Verbindlichkeiten handeln, 
welche für sich genommen, das heißt ohne nähere Betrachtung des liquiden Vermögens sowie der 
künftigen Geschäftsentwicklung, einen wirtschaftlichen Zusammenbruch des Schuldners zwingend zur 
Folge haben mussten. Solche hatte das OLG nicht festgestellt. Die Luftsicherheitsgebühren hätten zum 
laufenden Geschäftsbetrieb gehört, den die Schuldnerin wenn auch mit schleppendender 
Zahlungsweise über Jahre aufrechterhalten habe, weshalb sich dies im Zeitpunkt der angefochtenen 
Zahlungen geändert haben sollte, sei nicht festgestellt. 
 
In einem solchen Fall bedürfe es näherer Feststellungen zur Höhe der Deckungslücke. Dabei müsse 
berücksichtigt werden, dass insbesondere Gläubiger hoher Forderungen nicht selten zu 
Zugeständnissen bereit seien, um jedenfalls eine teilweise Realisierung ihrer Forderungen außerhalb 
des Insolvenzverfahrens zu erreichen. Reiche auch dies nicht, müsse der Insolvenzverwalter weitere 
Indizien für den Vorsatz vortragen. Dies wird das OLG im zweiten Rechtszug zu prüfen haben. Dabei 
werde unter anderem der Vortrag der Beklagten zu berücksichtigen sein, die Bundespolizei sei 
gesetzlich zur Durchführung der die Luftsicherheitsgebühren auslösenden Maßnahmen verpflichtet 
gewesen und habe sich nicht auf ein Zurückbehaltungsrecht berufen dürfen. Dies unterstellt stünde es 
der Annahme entgegen, die Bezahlung der Luftsicherheitsgebühren sei zur Aufrechterhaltung des 
Geschäftsbetriebs der Schuldnerin, was für den Vorsatz sprechen könnte, erforderlich gewesen. 
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Zur Kenntnis vom Gläubigerbenachteiligungsvorsatz: 
 
Die oben erwähnte Beweiserleichterung hält § 133 Abs. 1 Satz 2 InsO bereit. Danach vermutet das 
Gesetz, dass der Anfechtungsgegner den Vorsatz kannte, wenn er im Zeitpunkt der Rechtshandlung 
wusste, dass der Schuldner mindestens drohend zahlungsunfähig war und dass die Rechtshandlung die 
Gläubiger benachteiligte. Die zweite Voraussetzung wird nach ständiger Rechtsprechung durch die 
Kenntnis von drohender oder bereits eingetretener Zahlungsunfähigkeit indiziert, wenn der 
Anfechtungsgegner weiß, dass es noch andere Gläubiger gibt, deren Forderungen vom Schuldner nicht 
vollständig bedient werden. Mit letzterem muss ein Gläubiger rechnen, wenn der Schuldner 
unternehmerisch tätig ist. 
 
Entscheidend kam es also darauf an, ob die Beklagte, wie das OLG angenommen hatte, von der 
Zahlungsunfähigkeit der unternehmerisch tätigen Schuldnerin Kenntnis hatte. 
 
Mit dem Urteil vom 06.05.2021 hatte der BGH auch den Maßstab zur Feststellung der die 
Zahlungsunfähigkeit indizierenden Zahlungseinstellung (§ 17 Abs. 2 InsO) abweichend von seiner 
bisherigen Rechtsprechung definiert. Eine besonders aussagekräftige Grundlage der notwendigen 
gerichtlichen Überzeugung von der Zahlungseinstellung sei die eigene Erklärung des Schuldners, eine 
fällige und nicht unbeträchtliche Verbindlichkeit binnen drei Wochen nicht – und zwar auch nicht nur 
ratenweise – begleichen zu können, dies gelte erst recht, wenn der Schuldner ausdrücklich erkläre, 
zahlungsunfähig zu sein. Ohne eine solche Erklärung des Schuldners müssten die für eine 
Zahlungseinstellung sprechenden Umstände ein der Erklärung entsprechendes Gewicht erreichen. 
Zahlungsverzögerungen allein, auch wenn sie wiederholt aufträten, reichten dafür häufig nicht.  
 
Erforderliche seien dann weitere Umstände, etwa dass der Schuldner Forderungen solcher Gläubiger 
nicht begleiche, auf deren (weitere) Leistungserbringung er zur Aufrechterhaltung seines 
Geschäftsbetriebs angewiesen sei. Ferner könne der Mahn- und / oder Vollstreckungsdruck des 
Gläubigers den Zahlungsverzögerung ein größeres Gewicht verleihen.  
 
Vorliegend gab es wegen der Luftsicherheitsgebührenforderungen keine derartigen Erklärungen. Das 
OLG hätte sich deshalb davon überzeugen müssen, dass entweder die festgestellten 
Zahlungsverzögerungen für sich genommen ein Gewicht erreichten, das der Erklärung entsprach, aus 
Mangel an liquiden Mitteln nicht zahlen zu können, oder sich dies jedenfalls in Zusammenschau mit 
zusätzlichen Umständen ergab. Das wird es ebenfalls im zweiten Rechtszug nachzuholen haben.  
 
Diese Kriterien gelten auch für die Kenntnis der Zahlungseinstellung, die dann die Zahlungsunfähigkeit 
indiziert. Vorliegend war zu berücksichtigen, dass die Beklagte selbst keine natürliche Person ist, 
sondern die Bundesrepublik Deutschland, die durch ihre Behörden handelt. Unterstellt diese hatten 
die erforderliche Kenntnis oder Kenntnis von einzelnen Aspekten, die zusammen die 
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Zahlungseinstellung begründeten, stellt sich die Frage, ob diese Kenntnisse der Beklagten zugerechnet 
werden dürfen und müssen. 
 
Eine Wissenszurechnung zwischen Behörden folgt, so der BGH, nicht schon daraus, dass sie demselben 
Rechtsträger, hier der Beklagten, angehören. Im Grundsatz komme es vielmehr auf das Wissen des 
jeweils zuständigen Bediensteten der zuständigen Behörde an. Neben dem zuständigen 
Sachbearbeiter sei auch der Behördenleiter ein für die Wissenszurechnung geeigneter Kenntnisträger. 
Ob er an der angefochtenen Rechtshandlung beteiligt gewesen sei, spiele keine Rolle. Denn im 
rechtsgeschäftlichen Verkehr dürfe sich eine organisationsbedingte „Wissensaufspaltung“ nicht 
zulasten des Geschäftspartners auswirken; dies gelte aber zunächst nur für die nach außen 
auftretende Organisationseinheit, also das einzelne Amt oder die einzelne Behörde. Eine 
Wissenszurechnung zwischen verschiedenen Behörden sei von weiteren Voraussetzungen abhängig. 
 
Sie komme in Betracht, wenn die Behörden eine behördenübergreifende Handlungs- und 
Informationseinheit gebildet haben. Das hatte der BGH früher bereits angenommen für den Fall der 
Nachforschung einer Behörde bei weiteren Behörden nach Möglichkeiten, eine gegen den Fiskus 
gerichtete (Werklohn-)Forderung durch Aufrechnung zum Erlöschen zu bringen. Für die Beitreibung 
von Forderungen des Fiskus durch mehrere Behörden gemeinsam könne nichts anderes gelten. 
Erforderlich sei die tatsächliche Zusammenarbeit im konkreten Fall, die abstrakte Möglichkeit hierzu 
reiche dagegen nicht. 
 
Der BGH hatte schon entschieden, dass die Beauftragung einer Vollstreckungsbehörde mit der 
Beitreibung einer Forderung zur Zurechnung des Wissens der Vollstreckungsbehörde über weitere, von 
anderen Gläubigern betriebene Vollstreckungsverfahren führt. Hierfür reiche indessen nicht jede 
untergeordnete Hilfstätigkeit der weiteren Behörde. Für die Zurechnung von außerhalb der konkreten 
Zusammenarbeit erworbenen Wissens müsse die Einbindung des Wissensträgers so geartet sein, dass 
sie die Weitergabe auch dieses Wissens erwarten lasse. Das sei der Fall, wenn es sich um Wissen 
handelt, dass für die konkrete Tätigkeit von Bedeutung sei. Die Erfolgsaussichten eines 
Vollstreckungsverfahrens hingen etwa auch davon ab, ob es weitere Vollstreckungsverfahren gebe 
oder gegeben habe und wie diese ausgegangen seien. Für die Tätigkeit als reine Zahlstelle, die sich in 
der Entgegennahme und Verbuchung von Zahlungen erschöpfe, wie hier die Tätigkeit der Bundeskasse, 
sei es hingegen ohne Bedeutung, wie sich das Zahlungsverhalten des Schuldners gegenüber anderen 
Gläubigern gestalte. 
 
Auf dieser Grundlage könne nach den bisherigen tatsächlichen Feststellungen vorliegend nicht von 
einer Zusammenrechnung allen Wissens der Bundeskasse, der vier beteiligten 
Bundespolizeidirektionen und des Hauptzollamts ausgegangen werden. 
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Die 20 Zahlungen hätten sich auf Luftsicherheitsgebühren, die von vier rechtlich selbstständigen 
Bundespolizeidirektionen erhoben worden wären, bezogen. Für die erforderlichen Kenntnisse sei es 
deshalb im Ausgangspunkt auf das Wissen der jeweiligen Bundespolizeidirektion angekommen. Der 
Umstand, dass Zahlungen auf die Gebührenforderungen an die Bundeskasse zu leisten gewesen und 
von dieser verbucht worden seien, führe nicht zu einer Zurechnung des Wissens der Bundeskasse über 
das Zahlungsverhalten der Schuldnerin gegenüber den anderen Bundespolizeidirektionen. Es habe sich 
um eine untergeordnete Hilfstätigkeit gehandelt, für deren ordnungsgemäße Erfüllung das sonstige 
Zahlungsverhalten der Schuldnerin ohne Bedeutung gewesen sei.  
 
Ob dagegen mit Übergang der Zuständigkeit für die weitere Beitreibung der Forderungen nach 
erfolgloser Mahnung durch die jeweilige Bundespolizeidirektion die für die Wissenszurechnung 
erforderliche Einbindung der Bundeskasse erfolgt sei, habe das OLG nicht ausreichend festgestellt. 
Auch zu Vollstreckungsaufträgen an das Hauptzollamt, die sich auf die den angefochtenen Zahlungen 
zugrundeliegenden Forderungen bezogen hätten, fehle es an Feststellungen. Gleiches gelte für das 
Wissen des Hauptzollamts. Die Bundeskasse habe aufgrund ihrer Tätigkeit als Zahlstelle jedenfalls die 
(bloßen) Zahlungsverzögerungen gekannt, die, wie ausgeführt, für sich genommen nicht für die 
Kenntnis von der Zahlungsunfähigkeit ausgereicht hätten. Auch diese erforderlichen Feststellungen 
muss das OLG nachholen. 
 
Da schließlich auch § 130 InsO die Kenntnis von der Zahlungsunfähigkeit voraussetze, könnten auch die 
in dessen dreimonatigen Anfechtungszeitraum fallenden Zahlungen nach den bisherigen 
Feststellungen nicht nach dieser Norm angefochten werden. 
 
Auf der bisherigen Grundlage anfechtbar seien lediglich die zwei Zahlungen über 21.000 € nach § 131 
Abs. 1 Nr. 2 InsO, da sie wegen der Leistung in der Zwangsvollstreckung als inkongruent zu behandeln 
seien und auch die übrigen Voraussetzungen dieser Norm erfüllt seien. 


